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Netzzugangsbedingungen (Strom) 

Netznutzung 

Anlagen:       Haftung gemäß § 18 NAV 

Vertragsart:  Netznutzungsvertrag 
Lastflussrichtung (Zweck):  Bezug 

Art der Zählung:  registrierende Lastgangmessung 
 

1 Geltungsbereich 

Die folgenden Regelungen gelten zur vertraglichen Spezifikation der in der Vertragsanlage 
„Anschluss- und Vertragsdatenblatt“ sowie der oben angegebenen Anschlusssituation. 

 
2 Datenverarbeitung 

Der VNB und/oder beauftragte Dienstleister erheben, verarbeiten und nutzen die Kundendaten zur 
Abwicklung des Vertragsverhältnisses gemäß den Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes 

und übermitteln diese entsprechend den energiewirtschaftlichen Vorschriften an die zum 

Datenumgang berechtigten Stellen (z. B. Lieferant, Messstellenbetreiber). 
 

3 Haftung 
3.1 Haftung bei Unterbrechungen und Unregelmäßigkeiten 

Die Haftung des VNB bei Störungen der Netz-nutzung ist nach § 25a StromNZV entsprechend § 18 

NAV begrenzt. Der Wortlaut des § 18 NAV ist als Anhang beigefügt und damit Bestandteil des 
Vertrages.  

Bei Inkrafttreten einer Nachfolgeregelung wird die Haftungsregelung an diese angepasst. Die 
gesetzliche Haftung bleibt im Übrigen unberührt. 

 
3.2 Haftung bei Drittnutzung 

Der Kunde verpflichtet sich, mit nachgelagerten Letztverbrauchern eine  Haftungsregelung gemäß   

§ 25a StromNZV, § 18 NAV zu treffen; für den Fall, dass eine solche Vereinbarung nicht getroffen 
wird, stellt er den VNB im Falle eines Schadenseintritts so, als wäre eine entsprechende Regelung 

getroffen worden (Freistellung). 
 

3.3 Haftung durch Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen 

Die in den vorstehenden Absätzen genannten Haftungsregelungen des § 18 NAV gelten auch in 
Bezug auf gesetzliche Vertreter, Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen des VNB. 

 
3.4 Haftung für sonstige Schäden 

Im Übrigen haftet der VNB nicht, es sei denn, es handelt sich um einen Schaden aus der 

schuldhaften Verletzung des Lebens, des Körpers und der Gesundheit, oder der Schaden beruht auf 
einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des VNB. Die Haftung ist ebenso wenig 

bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ausgeschlossen, bei leichter Fahrlässigkeit 
jedoch der Höhe nach beschränkt auf die bei Vertragsschluss vorhersehbaren vertragstypischen 

Schäden. Wesentliche Vertragspflichten sind solche, deren Erfüllung den Vertrag prägt und auf die 
der Kunde vertrauen darf. Schließlich ist die Haftung nicht ausgeschlossen, wenn und soweit der 

VNB eine Beschaffenheitsgarantie abgegeben oder den Mangel arglistig verschwiegen hat.  

Die Ersatzpflicht für Sachschäden nach dem Haftpflichtgesetz wird, mit der Ausnahme der Regelung 
im nachfolgenden Satz, insgesamt ausgeschlossen. Die Ersatzpflicht bei Sachschäden nach § 2 

Haftpflichtgesetz wird nur gegenüber juristischen Personen des öffentlichen Rechts, öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen und Kaufleuten im Rahmen eines zum Betrieb ihres Handelsgewerbes 

gehörenden Vertrages ausgeschlossen. Die Haftung nach dem Haftpflichtgesetz für 

Personenschäden bleibt unberührt. 
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4 Geschäftsprozesse und Datenformate 

Die Abwicklung der Belieferung von Entnahmestellen mit Elektrizität erfolgt nach der von der 

Bundesnetzagentur getroffenen Festlegung einheitlicher Geschäftsprozesse und Datenformate vom 
11.Juli 2006 - Az. BK6-06-009 – (GPKE), diese ist auf der Homepage der Bundesnetzagentur unter 

www.bundesnetzagentur.de veröffentlicht, oder einer diese Festlegung ersetzenden bzw. 
ergänzenden Festlegung bzw. Entscheidung der Bundesnetzagentur. Soweit die Bundesnetzagentur 

in ihrer Festlegung Ausnahmen hinsichtlich des zu verwendenden Datenformats zulässt, kann bei 

Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen hierüber eine schriftliche Zusatzvereinbarung 
getroffen werden. Der VNB ist verpflichtet, diese Zusatzvereinbarung der Bundesnetzagentur 

anzuzeigen. 
 

Bestimmungen dieses Vertrages, die der Abwicklung einer Belieferung von Entnahmestellen nach 

Abs. 1 Satz 1 oder einer Zusatzvereinbarung nach Abs. 1 Satz 2 entgegenstehen oder diese anders 
regeln, sind unwirksam. 

 
Die „Vereinbarung über den elektronischen Datenaustausch“ (EDI-Vereinbarung) entsprechend dem 

Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 über die rechtlichen 
Aspekte des elektronischen Datenaustausches (ABL.EG Nr. L 338, Seite 98) ist als Anlage beigefügt 

und wesentlicher Bestandteil dieser Vereinbarung. 

 
5 Netznutzung 

5.1 Bereitstellung von Netzanschlusskapazität 
Der VNB stellt dem Kunden an der Entnahmestelle die in der Vertragsanlage "Anschluss- und 

Vertragsdatenblatt" vereinbarte Netzanschlusskapazität zum Zwecke der Entnahme elektrischer 

Energie zur Verfügung. 
 

5.2 Begrenzung der Netznutzungsleistung 
Die an der Entnahmestelle zeitgleich ermittelte geometrische Summe aus Wirk- und Blindleistung 

darf während keiner ¼-h-Messperiode höher als die vertraglich vereinbarte Netzanschlusskapazität 
sein. 

 

5.3  Unterbrechung der Netznutzung 
Der VNB ist berechtigt, die Netznutzung zu unterbrechen, sofern der VNB gegenüber dem 

Anschlussnehmer/-nutzer berechtigt ist, die Anschlussnutzung zu unterbrechen.  
Die Berechtigung des VNB die Anschlussnutzung zu unterbrechen, kann sich insbesondere aus 

betriebsbedingten oder sonstigen wirtschaftlichen und technischen Gründen im Sinne der §§ 17 Abs. 

2, 18 Abs. 1 EnWG bzw. aus den in §§ 17, 24 NAV genannten Gründen unmittelbar oder 
entsprechend ergeben. 

 
Kommt der Netznutzer seiner Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung nicht nach, ist der Netzbetreiber 

berechtigt, die Netznutzung vier Wochen nach Androhung zu unterbrechen. Dies gilt nicht, wenn die 

Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen oder der 
Netznutzer darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt. 

Der Beginn der Unterbrechung der Netznutzung ist dem Netznutzer drei Werktage im Voraus 
anzukündigen. 

 
6 Bilanzkreiszuordnung 

Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die von diesem Vertrag berührte Entnahmestelle zu 

jedem Zeitpunkt der Netznutzung vom VNB eindeutig einem gültigen Bilanzkreis zugeordnet werden 
kann. Die Zuordnung der Entnahmestelle zu einem Bilanzkreis im Rahmen der Netznutzung erfolgt 

durch gesonderte Vereinbarung, im Regelfall durch Vereinbarung zwischen dem VNB und dem 
Stromlieferanten des Kunden. 
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7 Abrechnungsmessung 

7.1 Aufgaben und Verantwortlichkeiten 

Soweit keine anderweitige Vereinbarung im Sinne von § 21b EnWG getroffen wurde, ist der 
Netzbetreiber der Messstellenbetreiber und Messdienstleister. Der Messstellenbetreiber ist für den 

Einbau, den Betrieb und die Wartung von Messeinrichtungen, der Messdienstleister für die Messung 
der gelieferten Energie verantwortlich. Der Netzbetreiber kann Dritte mit der Erfüllung dieser 

Aufgaben beauftragen. Es ist dann Aufgabe des VNB, die abrechnungsrelevanten Bezugsdaten zu 

erfassen, zu verarbeiten und an die berechtigten Stellen weiterzuleiten. 
 

7.2 Verwendung der Messwerte 
Die Zählwerte bilden die Grundlage für die Abrechnung. Der VNB stellt dem Kunden auf Wunsch die 

fernausgelesenen Zählwerte entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik zur 

Verfügung. 
 

7.3 Ersatzwerte 
Ersatzwerte werden nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik gebildet.  

 
8 Vergleichszählung 

Jeder Vertragspartner ist berechtigt, eine eigene Vergleichsmesseinrichtung zu betreiben. Aufbau 

und Auslegung, insbesondere die gemeinsame Nutzung der Wandler, sind zwischen den 
Vertragspartnern abzustimmen. 

Die Abrechnungs- und Vergleichsmesseinrichtung sind technisch gleichwertig auszuführen. Zähler 
von Abrechnungsmesseinrichtungen und Zähler von Vergleichsmesseinrichtungen sind 

verschiedenen Zählpunkten zuzuordnen. 

Eine etwaige Vergleichszähleinrichtung kann für Abrechnungszwecke ausschließlich zur 
Ersatzwertbildung verwendet werden. 

 
9 Beendigung und Anpassung des Vertragsverhältnisses 

Der Kunde kann das Vertragsverhältnis jederzeit bei Umzug oder Geschäftsaufgabe, 
Betriebsstilllegung oder endgültiger Aufgabe des Netz-anschlusses mit einer zweiwöchigen Frist auf 

das Ende eines Kalendermonats kündigen. 

Der VNB kann das Vertragsverhältnis mit einer Frist von einem Monat zum Ende des Kalendermonats 
jederzeit kündigen. Die Anschlusspflicht des VNB zu seinen allgemeinen Bedingungen im Sinne des  

§ 17 EnWG bleibt hiervon unberührt. 
Die Möglichkeit der außerordentlichen Kündigung durch die Vertragspartner bleibt unberührt. 

Der Kunde ist berechtigt, mit einer Ankündigungsfrist von einem Monat jeweils zu einem 

Monatsersten seinen gesamten Strombezug über das Verteilnetz des VNB ausschließlich von einem 
Stromlieferanten über einen „All-inclusive-Vertrag“ zu tätigen. In diesem Fall endet der 

Netznutzungsvertrag zu dem Monatsersten, ab dem der Strombezug auf Basis des „All-inclusive-
Vertrages“ beginnt, ohne dass es einer besonderen Kündigungserklärung bedarf. 

Bei einer wesentlichen Änderung des zu Grunde liegenden Netzanschluss-/Netzzugangskonzeptes 

sowie bei Änderung oder Fortentwicklung des Energiewirtschaftsrecht (insbesondere des EnWG und 
der darauf beruhenden Verordnungen) ist der VNB berechtigt, eine Anpassung des Vertrages zu 

verlangen. Gesetzliche Anpassungsansprüche der Vertragspartner bleiben hiervon unberührt. 
 

9.1 Form der Kündigung 
Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.  
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Anhang 
Haftung gemäß § 18 NAV 

Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung 
 

(1) Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein Anschlussnutzer durch Unterbrechung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Anschlussnutzung erleidet, aus Vertrag, Anschlussnutzungsverhältnis oder 

unerlaubter Handlung haftet und dabei Verschulden des Unternehmens oder eines Erfüllungs- oder 

Verrichtungsgehilfen vorausgesetzt wird, wird 
 

1. hinsichtlich eines Vermögensschadens widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
vorliegt, 
 

2. hinsichtlich der Beschädigung einer Sache widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder Fahrlässigkeit vorliegt. 
 

Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 ist die Haftung für sonstige Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 
 

(2) Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursachten Sachschäden ist die Haftung des Netzbetreibers 

gegenüber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5000 Euro begrenzt. Die Haftung für nicht vorsätzlich 
verursachte Sachschäden ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt auf 
 

1. 2,5 Millionen Euro bei bis zu 25 000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern; 

2. 10 Millionen Euro bei 25 001 bis 100 000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern; 
3. 20 Millionen Euro bei 100 001 bis 200 000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern; 

4. 30 Millionen Euro bei 200 001 bis einer Million an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern; 
5. 40 Millionen Euro bei mehr als einer Million an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern. 

In diese Höchstgrenzen werden auch Schäden von Anschlussnutzern in vorgelagerten Spannungs-ebenen 

einbezogen, wenn die Haftung ihnen gegenüber im Einzelfall entsprechend Satz 1 begrenzt ist. 
 

(3) Die Absätze (1) und (2) sind auch auf Ansprüche von Anschlussnutzern anzuwenden, die diese gegen 

einen dritten Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes aus unerlaubter 

Handlung geltend machen. Die Haftung dritter Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des 
Energiewirtschaftsgesetzes ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt auf das Dreifache des 

Höchstbetrages, für den sie nach Absatz 2 Satz 2 eigenen Anschlussnutzern gegenüber haften. Hat der dritte 
Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes keine eigenen an das Netz 

angeschlossenen Anschlussnutzer im Sinne dieser Verordnung, so ist die Haftung insgesamt auf 200 

Millionen Euro begrenzt. In den Höchstbetrag nach den Sätzen 2 und 3 können auch 
Schadensersatzansprüche von nicht unter diese Verordnung fallenden Kunden einbezogen werden, die diese 

gegen das dritte Unternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen, wenn deren Ansprüche im 
Einzelfall entsprechend Absatz 2 Satz 1 begrenzt sind. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, seinen 

Anschlussnutzern auf Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch einen dritten Netzbetreiber 

im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft 
zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre 

Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
 

(4) Bei grob fahrlässig verursachten Vermögensschäden ist die Haftung des Netzbetreibers, an dessen Netz 
der Anschlussnutzer angeschlossen ist, oder eines dritten Netzbetreibers, gegen den der Anschlussnutzer 

Ansprüche geltend macht, gegenüber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5000 Euro sowie je 
Schadensereignis insgesamt auf 20 vom Hundert der in Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 2 und 3 

genannten Höchstbeträge begrenzt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 1, 4 und 5 gelten entsprechend. 
 

(5) Übersteigt die Summe der Einzelschäden die jeweilige Höchstgrenze, so wird der Schadensersatz in dem 

Verhältnis gekürzt, in dem die Summe aller Schadensersatzansprüche zur Höchstgrenze steht. Sind nach 
Absatz 2 Satz 3 oder nach Absatz 3 Satz 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 4, Schäden von nicht 

unter diese Verordnung fallenden Kunden in die Höchstgrenze einbezogen worden, so sind sie auch 
bei der Kürzung nach Satz 1 entsprechend einzubeziehen. Bei Ansprüchen nach Absatz 3 darf die 

Schadensersatzquote nicht höher sein als die Quote der Kunden des dritten Netzbetreibers. 
 

(6) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 Euro, die weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursacht 
worden sind. 
 

(7) Der geschädigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverzüglich dem Netzbetreiber oder, wenn dieses 

feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. 
 
 


